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1 2 5 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 1/1971 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation

1 2 6 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 1/1971 des Gemeinsamen Rates, gefaßt
auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der Repu-
blik Finnland

1 2 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Allgemeinen Abkommens über die Privilegien und
Immunitäten des Europarates samt Zusatzprotokoll sowie des Zweiten und
Vierten Protokolls zum Allgemeinen Abkommen über die Privilegien und
Immunitäten des Europarates

1 2 8 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über die
steuerliche Behandlung von Kraftfahrzeugen im grenzüberschreitenden Ver-
kehr

129. Vereinbarung zwischen der Generaldirektion der Zivilluftfahrt im Verkehrs- und Post-
ministerium als Oberste Luftfahrtbehörde der Ungarischen Volksrepublik
und dem Bundesministerium für Verkehr als Oberste Zivilluftfahrtbehörde
der Republik Österreich gemäß Art. XVI Abs. 2 des Luftverkehrsabkommens

1 3 0 . Resolution Nr. 236 der Internationalen Kaffee-Organisation
1 3 1 . Sechste Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den

vorläufigen Beitritt Tunesiens zum GATT
1 3 2 . Fünfte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den

vorläufigen Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum GATT
1 3 3 . Protokoll über den Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum Allgemeinen Zoll- und

Handelsabkommen

1 2 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 29. März 1971, mit der der Beschluß Nr. 1/
1971 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkom-
mens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960 in der

Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 39/1971), verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 1/71
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES NR. 1/1971

(In der 4. gemeinsamen Sitzung am 4. Feber
1971 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE IV ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Übereinkom-
mens,
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gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 17/1966,

BESCHLOSSEN:

1. Die EFTA-Erklärung Formular 2, wie sie in
Beilage IV zu Anhang B des Übereinkommens
aufscheint, ist ab 1. April 1971 durch das in der
Anlage enthaltene Formular zu ersetzen.

2. Ungeachtet der Bestimmungen von Absatz 1
ist bis 30. September 1971 von den Mitglied-
staaten die Annahme von urkundlichen Nach-
weisen, die den Anspruch auf Gewährung der
Zollbehandlung der Zone belegen, nicht auf
Grund der Tatsache zu verweigern, daß dieser
Nachweis auf dem Formular 2, welches dieser
Beschluß ersetzt, erbracht wird.

3. Dieser Beschluß tritt sofort in Kraft.

4. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.
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Anlage
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Kreisky
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1 2 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 29. März 1971, mit der der Beschluß Nr. 1/
1971 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961 in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 39/

1971) verlautbart wird
(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 1/71

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
NR. 1/1971

(In der 4. gemeinsamen Sitzung am 4. Feber
1971 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE IV ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 1/
1971 1),

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 1/1971 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.
2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Beschlus-
ses bei der Regierung Schwedens hinterlegen.

1) Der Beschluß Nr. 1/1971 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 125/1971 verlautbart

Kreisky

1 2 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. März 1971 betreffend den Geltungs-
bereich des Allgemeinen Abkommens über
die Privilegien und Immunitäten des Europa-
rates samt Zusatzprotokoll sowie des Zweiten
und Vierten Protokolls zum Allgemeinen
Abkommen über die Privilegien und Immu-

nitäten des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde zum All-
gemeinen Abkommen über die Privilegien und
Immunitäten des Europarates vom 2. September
1949 samt Zusatzprotokoll vom 6. November
1952 (BGBl. Nr. 127/1957, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 63/
1967) sowie zum Zweiten Protokoll vom 15. De-
zember 1956 (BGBl. Nr. 13/1959, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 63/1967) und zum Vierten Protokoll zum
Allgemeinen Abkommen über die Privilegien
und Immunitäten des Europarates vom 16. De-
zember 1961 (BGBl. Nr. 88/1962, letzte Kund-

machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 63/1967) hinterlegt:

Staaten
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde

Zum Allgemeinen Abkommen samt Zusatz-
protokoll:

Irland 21. September 1967
Zypern 30. November 1967
Malta 22. Jänner 1969

Zum Zweiten Protokoll:
Irland 21. September 1967
Zypern 30. November 1967
Malta 6. Mai 1969

Zum Vierten Protokoll:
Irland 21. September 1967
Zypern 30. November 1967
Malta 6. Mai 1969
Vereinigtes König-
reich von Groß-
britannien und
Nordirland 24. Feber 1971

Kreisky
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128.

Der Bundespräsident erklärt das am 18. November 1969 in Wien unterzeichnete Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über die steuerliche Be-
handlung von Kraftfahrzeugen im grenzüberschreitenden Verkehr, welches also lautet:

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die steuer-
liche Behandlung von Kraftfahrzeugen im

grenzüberschreitenden Verkehr

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
und

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

VON DEM WUNSCHE GELEITET, den grenz-
überschreitenden Straßenverkehr weiter zu er-
leichtern, HABEN FOLGENDES VEREIN-
BART:

Artikel 1

(1) Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhän-
ger jeder Art, die im Gebiet eines Vertragstaates
zugelassen sind und zum vorübergehenden Auf-
enthalt in das Gebiet des anderen Vertragstaates
eingeführt werden, sind von den Steuern und
sonstigen Abgaben befreit, die im Gelbiet des
anderen Vertragstaates für die Benutzung oder
das Halten von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr-
zeug-Anhängern erhoben werden.

(2) Die Befreiung gilt auch für Kraftfahrzeuge
und Kraftfahrzeug-Anhänger, die im Gelbiet
eines Vertragstaates geführt werden dürfen und
von der Zulassungspflicht befreit sind.

Artikel 2

(1) Die Befreiung wird für Kraftfahrzeuge und
für Kraftfahrzeug-Anhänger, die nach ihrer Bau-
art und Einrichtung zur Güterbeförderung ge-
eignet und bestimmt sind, nur gewährt, wenn
der einzelne, vorübergehende Aufenthalt im Ge-
biet des anderen Vertragstaates vierzehn aufein-
anderfolgende Tage nicht überschreitet.

(2) Die in Absatz 1 festgesetzte Frist gilt nicht
1. für Kombinationskraftwagen, die für nicht-

gewerbliche Zwecke verwendet werden;
2. für Fahrzeuge, die betriebsunfähig werden;
3. für Fahrzeuge, die für Messen, Ausstellungen

oder ähnliche Veranstaltungen verwendet
werden.

(3) Bei Berechnung der Aufenthaltsdauer sind
der Einreisetag und der Ausreisetag als volle
Tage zu rechnen.

Artikel 3

(1) Die Befreiung erstreckt sich nicht auf Zölle
und Verbrauchsteuern, auf Wege- und Brücken-
gelder oder andere ähnliche Gebühren sowie auf
Steuern und sonstige Abgaben, die für die Be-
förderung von Personen, Gepäck und Gütern
erhoben werden.

(2) Die Bestimmungen dieses Abkommens
lassen weitergehende Befreiungen auf Grund
anderer zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder
auf Grund des innerstaatlichen Rechts unbe-
rührt.

Artikel 4

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Ber-
lin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland gegenüber der Regierung der
Republik Österreich innerhalb von drei Monaten
nach dem Inkrafttreten des Abkommens eine
gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel 5

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie
möglich in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Das Abkommen kann von jeder Seite jeder-
zeit unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten gekündigt werden; in diesem Fall tritt das
Abkommen mit dem Ablauf der Kündigungsfrist
außer Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu ge-
hörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 18. November
1969 in zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Hammerschmidt e. h.

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Löns e. h.

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel,
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Gewerbe und Industrie und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 14. Jänner 1970

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:

Koren

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen wurden am 16. März 1971 ausge-
tauscht; das Abkommen ist somit gemäß seinem Art. 5 Abs. 2 am 16. April 1971 in Kraft getreten.

Kreisky

1 2 9 . VEREINBARUNG
Die Generaldirektion der Zivilluftfahrt im

Verkehrs- und Postministerium als Oberste Luft-
fahrtbehörde der Ungarischen Volksrepublik und
das Bundesministerium für Verkehr als Oberste
Zivilluftfahrttbehörde der Republik Österreich
vereinbaren gemäß Art. XVI Abs. 2 des Luft-
verkehrsabkommens vom 17. Juli 1959:

1. Zu Anhang 1 Abschnitt C des Abkommens:

a) Das von der Regierung der Ungarischen
Volksrepublik namhaft gemachte Luft-
beförderungsunternehmen ist berechtigt,
planmäßige Flugdienste mit Verkehrsrech-
ten der fünften Luftfreiheit von inter-
nationalen Flughäfen in Ungarn über inter-
nationale Flughäfen in Österreich zweimal
wöchentlich nach Berlin-Schönefeld und ein-
mal wöchentlich nach Algier über Tunis
und umgekehrt zu betreiben.

b) Für das von der Österreichischen Bundes-
regierung namhaft gemachte Luftbeför-
derungsunternehmen werden die Flug-
strecken und die Frequenzen zur Durch-
führung von planmäßigen Flugdiensten mit
Verkehrsrechten der fünften Luftfreiheit
über internationale Flughäfen in Ungarn
hinaus festgelegt werden, sobald die Öster-
reichische Oberste Zivilluftfahrtbehörde
dies verlangt.

2. Zu Anhang 2 Abschnitt B des Abkommens:

Die Anträge auf Genehmigung nichtplan-
mäßiger Flüge sind von den namhaft gemach-
ten Luftbeförderungsunternehmen mindestens

24 Stunden vor Beginn des Fluges bei der zustän-
digen Luftfahrtfbehörde des anderen vertrag-
schließenden Teiles einzureichen. Nichtplan-
mäßige Flüge sollen die planmäßigen Flugdienste
nicht beeinträchtigen. Die Anträge müssen außer-
dem an den ersten fünf Wochentagen spätestens
um 14.00 Uhr und am Samstag spätestens um
10.00 Uhr vormittags bei der zuständigen Luft-
fahrtbehörde einlangen. Sonntags können An-
träge nicht eingebracht werden. Als zuständige
Luftfahrtbehörde gilt in Ungarn die Flugsiche-
rungsstelle (Air Traffic Control) Budapest.

3. Diese Vereinbarung tritt mit 1. April 1971
in Kraft und gilt bis 31. Oktober 1971.

Wien, am 11. Feber 1971

Der Leiter der Obersten Luftfahrtfbehörde der
Ungarischen Volksrepublik:

Hüvös Sándor m. p.

Der Leiter der Obersten Zivilluftfahrtbehörde
der Republik Österreich:

Dr. Jettmar m. p.

Die vorstehende Vereinbarung ist gemäß
Art. XVI Abs. 2 des österreichisch-ungarischen
Luftverkehrsabkommens vom 17. Juli 1959 durch
Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bot-
schaft in Budapest und dem Ministerium des
Äußeren der Ungarischen Volksrepublik vom
18. Feber 1971 bzw. vom 10. März 1971 bestätigt
worden.

Kreisky
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130.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE
KAFFEE-ORGANISATION •)

ICC 18-6 (E)
12. Feber 1971
Original: Englisch

BESCHLUSS Nr. 236

ABÄNDERUNG DES BESCHLUSSES
Nr. 225**)

IN ANBETRACHT DER TATSACHE,

daß der Internationale Kaffeerat die Bestim-
mungen des Beschlusses Nr. 225 im Lichte der
gegenwärtigen Marktsituation überprüft und
entschieden hat, daß eine Abänderung der Be-
stimmungen dieses Beschlusses wünschenswert ist,

BESCHLIESST

DER INTERNATIONALE KAFFEERAT:

1. daß Abs. 8 des Beschlusses Nr. 225 zu
streichen und wie folgt zu ersetzen ist:

daß der Exekutivdirektor, wenn der erstellte
Tagespreis über einen Zeitraum von 15 aufein-
anderfolgenden Markttagen, der am oder nach
dem 1. Oktober 1970 beginnt, auf 46 US-Cents
pro Pfund fällt und auf oder unter diesem
Niveau bleibt, unter denselben Bedingungen, wie
sie in Abs. 7 enthalten sind, eine weitere Menge
von 1•5 Millionen Sack abzieht. Eine Zählung
gemäß diesem Absatz kann gleichzeitig oder ge-
meinsam mit der in Abs. 7 angeführten Zählung
erfolgen;

2. daß § 10 des Beschlusses Nr. 225 zu streichen
und wie folgt zu ersetzen ist:

daß der Exekutivdirektor, wenn der erstellte
Tagespreis mindestens sechs Kalendertage nach
einem Abzug von 1•5 Millionen Sack gemäß
Abs. 7 und von weiteren 1•5 Millionen Sack ge-
mäß Abs. 8 auf 48 US-Cents pro Pfund steigt
und über einen Zeitraum von 15 aufeinander-
folgenden Markttagen auf oder über diesem
Niveau bleibt, unter denselben Bedingungen, wie
sie in Abs. 3 enthalten sind, eine Menge von
1•5 Millionen Sack freigibt. Die in diesem Ab-
satz und in Abs. 9 angeführten Zählungen
können gleichzeitig oder gemeinsam erfolgen.

*) Siehe BGBl. Nr. 342/1969
**) Siehe BGBl. Nr. 360/1970

Kreisky
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131.

Nachdem die Sechste Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration
über den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT),
welche also lautet:

(Übersetzung)
(GATT)

SECHSTE NIEDER-
SCHRIFT (PROCÈS-

VERBAL) BETREFFEND
DIE VERLÄNGERUNG
DER DEKLARATION

ÜBER DEN VOR-
LÄUFIGEN BEITRITT

TUNESIENS

Die Vertragsparteien der De-
klaration vom 12. November
1959 über den vorläufigen Bei-
tritt Tunesiens zum Allge-
meinen Zoll- und Handelsab-
kommen (im folgenden als „die
Deklaration" bzw. als „das
Allgemeine Abkommen" be-
zeichnet),

IN ANWENDUNG der
Ziffer 6 der Deklaration,

KOMMEN OBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltung der Deklara-
tion wird durch Ersetzung des
Datums in Ziffer 6 durch das
Datum des „31. Dezember
1970" um ein weiteres Jahr ver-
längert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN des
Allgemeinen Abkommens hin-
terlegt. Sie steht zur Annahme,
durch Unterzeichnung oder in
anderer Weise, durch Tunesien
und durch die teilnehmenden
Regierungen offen. Sie tritt
zwischen der Regierung Tune-
siens und einer teilnehmenden
Regierung in Kraft, sobald sie
von der Regierung Tunesiens
und von dieser Regierung ange-
nommen worden ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Ab-
schrift dieser Niederschrift und
eine Mitteilung über jede An-
nahmeerklärung an die Regie-
rung Tunesiens und an jede
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens.
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GESCHEHEN zu Genf am
sechzehnten Dezember neun-
zehnhundertneunundsechzig, in
einer einzigen Urschrift in eng-
lischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. Jänner 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die vorliegende Niederschrift ist gemäß ihrer Z. 2 für Österreich am 8. März 1971 in Kraft
getreten.

Kreisky

132.

Nachdem die Fünfte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration
über den vorläufigen Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (GATT), welche also lautet:

(Übersetzung)

FÜNFTE NIEDERSCHRIFT
{PROCÈS-VERBAL)
BETREFFEND DIE

VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN
BEITRITT DER VER-

EINIGTEN ARABISCHEN
REPUBLIK

Die Vertragsparteien der De-
klaration vom 13. November
1962 über den vorläufigen Bei-
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tritt der Vereinigten Arabischen
Republik zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen
(im folgenden als „die Deklara-
tion" beziehungsweise als „das
Allgemeine Abkommen" be-
zeichnet),

IN ANWENDUNG der Zif-
fer 4 der Deklaration,

KOMMEN ÜBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltungsdauer der De-
klaration wird durch Ersetzung
des Datums in Ziffer 4 durch
das Datum des 31. Dezember
1970 um ein weiteres Jahr ver-
längert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise durch die Vereinigte
Arabische Republik und durch
die teilnehmenden Regierungen
offen. Sie tritt zwischen der
Regierung der Vereinigten
Arabischen Republik und einer
teilnehmenden Regierung in
Kraft, sobald sie von der Regie-
rung der Vereinigten Arabischen
Republik und von dieser Re-
gierung angenommen worden
ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Ab-
schrift dieser Niederschrift und
eine Mitteilung über jede An-
nahmeerklärung an die Regie-
rung der Vereinigten Arabischen
Republik und an jede Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkom-
mens.

GESCHEHEN zu Genf, am
sechzehnten Dezember neun-
zehnhundertneunundsedizig, in
einer einzigen Urschrift in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
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und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. Jänner 1971

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:

Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die vorliegende Niederschrift ist gemäß ihrer Z. 2 für Österreich am 8. März 1971 in Kraft
getreten.

Kreisky

133.

Nachdem das Protokoll über den Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum Allge-
meinen Zoll- und Handelsabkommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN
BEITRITT DER VER-
EINIGTEN ARABISCHEN
REPUBLIK ZUM ALLGE-
MEINEN ZOLL- UND

HANDELSABKOMMEN

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sind (im folgenden als „Ver-
tragsparteien" beziehungsweise
als „Allgemeines Abkommen"
bezeichnet), die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft sowie
die Regierung der Vereinigten
Arabischen Republik (im folgen-
den als „die Vereinigte Ara-
bische Republik" bezeichnet)
sind

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des Ansuchens der Ver-
einigten Arabischen Republik
um Beitritt zum Allgemeinen
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Zoll- und Handelsabkommen
und der Beratungen, die zu der
Deklaration vom 13. Novem-
ber 1962 über den vorläufigen
Beitritt der Vereinigten Arabi-
schen Republik führten,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des Berichtes der Ar-
beitsgruppe für den Beitritt der
Vereinigten Arabischen Repu-
blik über die Gesichtspunkte der
Beitrittsbedingungen, die mit
den Zollverhandlungen nicht
unmittelbar zusammenhängen,

UNTER BEDACHTNAHME
auf das Ergebnis der Verhand-
lungen, die auf den Beitritt der
Vereinigten Arabischen Repu-
blik zum Allgemeinen Abkom-
men gerichtet waren,

DURCH IHRE VERTRE-
TER wie folgt übereingekom-
men:

Teil I — Allgemeine Bestim-
mungen

1. Die Vereinigte Arabische
Republik wird, sobald dieses
Protokoll gemäß Ziffer 8 in
Kraft tritt, zu einer Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkom-
mens im Sinne seines Arti-
kels XXXII und wendet nach
Maßgabe dieses Protokolls das
Allgemeine Abkommen vorläu-
fig wie folgt an:

(a) die Teile I, III und IV des
Allgemeinen Abkommens,
und

(b) Teil II des Allgemeinen
Abkommens im größt-
möglichen Ausmaß, das
mit ihren am Tage des
Datums dieses Protokolls
bestehenden Rechtsvor-
schriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in
Artikel I Absatz 1 gemäß einer
Bezugnahme auf Artikel III ent-
halten sind, sowie die Verpflich-
tungen, die in Artikel II Ab-
satz 2 lit. (b) gemäß einer Be-
zugnahme auf Artikel VI des
Allgemeinen Abkommens ent-
halten sind, werden für die
Zwecke dieser Ziffer als zum
Teil II gehörig angesehen.
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2. (a) Falls in diesem Protokoll
nichts anderes bestimmt
ist, sind die von der Ver-
einigten Arabischen Re-
publik anzuwendenden
Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens die-
jenigen, die in dem Text
enthalten sind, welcher
der Schlußakte der 2. Ta-
gung des Vorbereitenden
Komitees der Konferenz
der Vereinten Nationen
für Handel und Beschäfti-
gung angeschlossen ist,
und zwar in der durch
solche Übereinkommen
berichtigten, ergänzten
oder auf andere Weise ge-
änderten Fassung, die am
Tage, an dem die Ver-
einigte Arabische Repu-
blik Vertragspartei wird,
in Kraft stehen.

(b) (i) Ungeachtet der Be-
stimmungen des Ar-
tikels I Absatz 1 des
Allgemeinen Abkom-
mens erfordert dieses
Protokoll nicht die
Beseitigung irgend-
welcher Präferenzen
durch die Vereinigte
Arabische Republik in
bezug auf Einfuhr-
zölle oder andere Ab-
gaben, die von der
Vereinigten Arabi-
schen Republik aus-
schließlich einen oder
mehreren der folgen-
den Länder zugestan-
den werden: Jorda-
nien, Syrien, Irak,
Libanon, Libyen,
Saudi-Arabien und
Jemen, sofern diese
Präferenzen nicht
höher sind als jene,
die am 13. November
1962 in Kraft gestan-
den sind.

(ii) Die vorstehende
lit. (i) gilt als ein Be-
schluß der VER-
TRAGSPARTEIEN
gemäß Artikel XXV
Absatz 5 des Allge-
meinen Abkommens,
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so als ob sie ein Be-
schluß gemäß Arti-
kel I Absatz 3 wäre.

(iii) Falls die Vereinigte
Arabische Republik
zu einem zukünftigen
Zeitpunkt wünschen
sollte, die Präferen-
zen, auf die in oben-
stehender lit. (i) Be-
zug genommen wird,
abzuändern bezie-
hungsweise Waren,
die im gegenwärtigen
Zeitpunkt keiner Prä-
ferenz unterliegen,
hinzuzufügen, wer-
den die VERTRAGS-
PARTEIEN diese An-
gelegenheit gemäß
Artikel I Absatz 3
des Allgemeinen Ab-
kommens behandeln.

(iv) Die vorstehenden
lit. (i), (ii) und (iii)
berühren nicht die
Rechte der Vereinig-
ten Arabischen Repu-
blik bezüglich der
Bestimmungen des
Allgemeinen Abkom-
mens über die Bil-
dung einer Zollunion
oder einer Freihan-
delszone.

(c) In den Fällen, in denen
Artikel V Absatz 6, Ar-
tikel VII Absatz 4 lit. (d)
und Artikel X Absatz 3
lit. (c) des Allgemeinen
Abkommens auf das Da-
tum jenes Abkommens
Bezug nehmen, ist für die
Vereinigte Arabische Re-
publik der 13. November
1962, das Datum der De-
klaration über den vor-
läufigen Beitritt der Ver-
einigten Arabischen Repu-
blik zum Allgemeinen
Abkommen, anzuwenden.

Teil II — Liste der Zoll-
zugeständnisse

3. Die Liste der Anlage wird,
sobald dieses Protokoll in Kraft
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tritt, zu einer Liste des Allge-
meinen Abkommens für die
Vereinigte Arabische Republik.

4. Sollte der Abschluß gewis-
ser Verhandlungen nicht zeitge-
recht erfolgen, um deren Ergeb-
nisse diesem Protokoll bei des-
sen Auflage zur Unterzeichnung
anzuschließen, so werden von
dem der Unterzeichnung einer
Niederschrift (Procès-Verbal)
durch die interessierten Parteien
folgenden Tag an alle weiteren
Zugeständnisse, die sich aus die-
sen Verhandlungen ergeben, die-
sem Protokoll angeschlossen und
dessen Bestimmungen unterwor-
fen.

5. (a) In den Fällen, in denen
Artikel II Absatz 1 des
Allgemeinen Abkommens
auf das Datum jenes Ab-
kommens Bezug nimmt,
ist das Datum, das hin-
sichtlich einer Ware anzu-
wenden ist, die den Ge-
genstand eines Zollzuge-
ständnisses in der diesem
Protokoll beigeschlosse-
nen Liste bildet, das Da-
tum dieses Protokolls.

(b) Für die Zwecke des in
Artikel II Absatz 6 lit. (a)
des Allgemeinen Abkom-
mens enthaltenen Hinwei-
ses auf das Datum jenes
Abkommens ist das für
die diesem Protokoll an-
geschlossene Liste anzu-
wendende Datum das Da-
tum dieses Protokolls.

6. Die vorübergehende „Ab-
gabe zur Sicherung der wirt-
schaftlichen Entwicklung" kann
für gebundene Zölle bis 31. De-
zember 1975 aufrechterhalten
werden, und zwar in einer
Höhe, welche die am Tage
dieses Protokolls in Kraft ste-
henden Sätze nicht übersteigt;
sollte diese Maßnahme zum
erstgenannten Zeitpunkt noch
in Wirksamkeit sein, werden
die VERTRAGSPARTEIEN die
Angelegenheit überprüfen.
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Teil III — Schlußbestimmungen

7. Dieses Protokoll wird beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN hinterlegt.
Es liegt zur Unterzeichnung
durch die Vereinigte Arabische
Republik bis 31. Dezember 1970
auf. Es liegt auch zur Unter-
zeichnung durch die Vertrags-
parteien und die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft auf.

8. Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach dem Tag
der Unterzeichnung durch die
Vereinigte Arabische Republik
in Kraft.

9. Nachdem die Vereinigte
Arabische Republik nach Zif-
fer 1 dieses Protokolls eine Ver-
tragspartei des Allgemeinen Ab-
kommens geworden ist, kann
sie dem Allgemeinen Abkom-
men auf Grund der Bestim-
mungen dieses Protokolls durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generaldirektor
beitreten. Dieser Beitritt wird
an dem Tag wirksam, an dem
das Allgemeine Abkommen ge-
mäß Artikel XXVI in Kraft
tritt, oder am dreißigsten Tag
nach dem Tag der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde, je nach-
dem, welcher Zeitpunkt der
spätere ist. Der Beitritt zum
Allgemeinen Abkommen gemäß
dieser Ziffer wird für die
Zwecke des Artikels XXXII
Absatz 2 jenes Abkommens als
Annahme des Abkommens ge-
mäß seinem Artikel XXVI Ab-
satz 4 angesehen.

10. Die Vereinigte Arabische
Republik kann die vorläufige
Anwendung des Allgemeinen
Abkommens vor ihrem Beitritt
zum Allgemeinen Abkommen
gemäß Ziffer 9 zurücknehmen;
eine derartige Zurücknahme
wird am sechzigsten Tag nach
dem Tag wirksam, an dem eine
schriftliche Mitteilung hierüber
beim Generaldirektor einlangt.

11. Der Generaldirektor über-
mittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieses Proto-
kolls und eine Notifikation über
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jede Unterzeichnung desselben
gemäß Ziffer 7, der Hinterle-
gung einer Beitrittsurkunde ge-
mäß Ziffer 9 sowie eine schrift-
liche Mitteilung gemäß Ziffer 10
an jede Vertragspartei, an die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft und an die Vereinigte
Arabische Republik.

12. Dieses Protokoll wird ge-
mäß Artikel 102 der Satzung
der Vereinten Nationen regi-
striert.

GESCHEHEN zu Genf am
siebenundzwanzigsten Februar
eintausendneunhundertsiebzig,
in einer einzigen Urschrift in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind, es sei denn,
daß für die dem Protokoll an-
geschlossene Liste von Zollzuge-
ständnissen eine anderslautende
Regelung vorgesehen ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 23. Feber 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Vorstehendes Protokoll ist gemäß seiner Z. 8 am 9. Mai 1970 in Kraft getreten.

Kreisky


